
Website Mut gegen rechte Gewalt, 31.01.2011, Zweimal Dresden, Nora Winter,

http://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/news/meldungen/zwei-mal-dresden-3176/

Der größte Neonazisaufmarsch in Europa wurde letztes Jahr erfolgreich blockiert. Diesmal
marschieren die Neonazis an zwei verschiedenen Wochenenden: am 13. und am 19. Februar.

Zum ersten Mal ist es 2010 gelungen, den größten Neonazi-Aufmarsch Europas zu verhin-
dern. Dazu beigetragen hat ein breites Bündnis und vor allem eine hitzige Diskussion über
die Legalität von Blockaden. Die Dresdner Staatsanwaltschaft verbot 2010 das Plakat des
Bündnisses „Dresden Nazifrei“ und erreichte damit das genaue Gegenteil: Viele Einzelperso-
nen, Vereine und Parteien solidarisierten sich mit der Kampagne und nahmen an den Block-
aden teil. So gelang es, dass die Neonazis den ganzen Tag in der Kälte ausharren und dann
wieder nach Hause fahren mussten. Wiederholt sich dieser Erfolg in diesem Jahr?

Warten auf die Gerichte

Am 19. Januar 2011 hat das Verwaltungsgericht Dresden die Blockaden vom letzten Jahr für
rechtswidrig erklärt. Was das für die geplanten Proteste in diesem Jahr bedeutet, muss sich
erst noch zeigen. Die Stadt Dresden legte Widerspruch beim Oberverwaltungsgericht Bautzen
gegen das Urteil ein. Auch die Polizei weiß nicht so recht, wie sie das Urteil bewerten soll.
Eine Durchsetzung der Neonazidemonstration hätte vermutlich schwere Auseinandersetzun-
gen hervorgerufen und wäre nur mit größter Gewalt zu erreichen gewesen. Die Gegenbünd-
nisse rufen ungeachtet dessen weiterhin zu Blockaden in Dresden auf. Auch 18 Bun-
destagsabgeordnete von SPD, den GRÜNEN und der LINKEN rufen zur Demonstration auf.

Fakelmarsch am 13. Februar

Am 13. Februar will wie jedes Jahr das „Aktionsbündnis gegen das Vergessen“ zusammen
mit der „Jungen Landsmannschaft Ostdeutschland“ einen Fakelmarsch abhalten. Dieser
Marsch ist kleiner angelegt und mobilisiert eher das regionale Spektrum der Neonazisszene
und die „Autonomen Nationalisten“. Voraussichtlich wird der Fakelmarsch ab 15 Uhr in
einem Neubaugebiet Dresdens stattfinden. Genaue Angaben sind noch nicht bekannt. Proteste
werden von regionalen Gruppen organisiert. Interessant ist der Stadtrundgang „Auf den
Spuren der Täter“, angeboten vom Bündnis „Dresden Nazifrei“ als Gegenveranstaltung. In-
formiert wird über die Geschichte des NS in Dresden (13.2., 11 Uhr). Wer an dem Termin
nicht kann, dem sei das Audioscript zu einem anderen Stadtrundgang über die Verfolgung
und Vernichtung der Jüdinnen und Juden in Dresden von 1933 bis 1945 empfohlen.

Neonazigroßevent am 19. Februar



Für Samstag, den 19. Februar, mobilisieren Neonaziorganisationen dann europaweit zum
Aufmarsch „Recht auf Gedenken – Der Wahrheit eine Gasse!“. Somit wird in diesem Jahr der
19. Februar zum Massenevent der Neonazis. Im letzten Jahr trafen sich in Dresden rund
6.000 Neonazis aus Deutschland, Tschechien, der Slowakei, Frankreich und Spanien, um der
„Opfer der Alliierten“ zu gedenken. Ob NPD, JN, Kameradschaftsszene oder Autonome Na-
tionalisten – alle waren sie jedes Jahr dabei. Wahrscheinlich werden die Neonazis versuchen
mehrere Demonstrationen anzumelden, um eine Blockade wie im letzten Jahr zu verhindern.
Doch in Leipzig ist im Herbst 2010 diese Strategie schon gescheitert. Sollte es trotz
verzweifelter Versuche der Neonazis weiterhin gelingen, den Aufmarsch zu verhindern, wer-
den die Teilnehmerzahlen der Neonazis zukünftig wohl nach unten gehen. Um diese Hoff-
nung wahr werden zu lassen, mobilisiert „Dresden Nazifrei“ zu Massenblockaden am 19. Fe-
bruar. Anreisemöglichkeiten wird es aus dem gesamten Bundesgebiet geben. Um noch mehr
Menschen gegen die Neonazis auf die Straße zu bekommen, gibt es nun auch die Kampagne
„Bring2“. Alle, die im letzten Jahr da waren, sollen nun noch zwei Freundinnen oder Freunde
mitbringen.

Mythso Dresden

Doch auch wenn der Neonaziaufmarsch in Zukunft durch erfolgreiche Proteste kleiner wer-
den sollte, ganz vorbei wird der Spuk nicht sein. In Dresden gibt es viele Orte, die Schauplatz
für seltsame Geschichtsdeutungen werden und damit potentiell auch für Neonazis
anschlussfähig sind. So ist es immer noch der „Mythos Dresden“, der durch viele Köpfe geis-
tert. Als unschuldige Kulturstadt sei Dresden gänzlich ungerechtfertigt durch die Alliierten
bombadiert worden. Doch auch in Dresden wurden 1933 Bücher verbrannt, die NS-Ausstel-
lung „Entartete Kunst“ fand auch hier viele Besucherinnen und Besucher, Privatbanken aus
jüdischem Besitz wurden an die Dresdner Bank angeschlossen, Zwangsarbeiterinnen und –ar-
beiter mussten in der Rüstungsindustrie arbeiten, der Bahnhof Dresden-Neustadt war ein
wichtiger militärischer Umschlagplatz. Aber an Orten wie dem Heidefriedhof wird die Bom-
bardierung Dresdens schlicht mit der systematischen Vernichtung von Jüdinnen und Juden
gleichgesetzt: In einem Säulenrondell findet sich Dresden hier zusammen mit Auschwitz oder
Bergen-Belsen in einer Reihe. So betrachtet sind dann alle einfach Opfer des Krieges. Wie
dieser Krieg zustande kam, wer ihn angefangen hat, wer alles mitgemacht hat – diese Fragen
verschwimmen in einem allgemeinen „Wir sind alle Opfer“-Diskurs.

Terminübersicht

Samstag, 13. Februar 2011

11 Uhr Stadtrundgang „Auf den Spuren der Täter“

15 Uhr Fakelmarsch der Neonazis'

Menschenkette „Erinnern und Handeln. Für mein Dresden"
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Samstag, 19. Februar 2011

Großdemonstration der Neonazis
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Kyffhäuser Nachrichten, 31.01.2011, Demokratie ist nicht der Normalfall, -,
http://www.kyffhaeuser-nachrichten.de/news/news_lang.php?ArtNr=86069

In der Gedenkstätte Mittelbau Dora beschäftigte man sich gestern einmal nicht mit der Ver-
gangenheit, sondern vielmehr mit der Gegenwart. Unter dem Motto „Der Harz ist Bunt“ hat-
ten drei Bundestagsabgeordnete der Grünen zur Informations- und Diskussionsveranstaltun-
gen geladen. Das Thema: Rechtsextreme Strukturen im Harz.

Sieben Landtagswahlen stehen in diesem Jahr an. In Sachsen-Anhalt rechnet sich die Recht-
sextreme NPD Chancen auf den Einzug in den Magdeburger Landtag aus, und auch in
Niedersachsen, wo dieses Jahr Kommunalwahlen anstehen, sind verstärkte rechtsextremistis-
che Aktivitäten zu beobachten. Diese Entwicklung wolle man nicht ohne Widerstand
hinnehmen, so die Veranstalterinnen Viola von Cramon, Undine Kurth und Monika Lazar.
Alle drei sind Mitglieder des Bundestages und gehören der Partei Bündnis 90 - Die Grünen
an. Bereits letztes Jahr hatte man zu einer ähnlichen Veranstaltung auf dem Brocken geladen.
Unter dem Motto „Der Harz ist Bunt – Grüne Frauen gehen voran“ wolle man so ein Zeichen
für eine demokratische und pluralistische Gesellschaft setzen.

„Unser vorrangiges Ziel ist es zu informieren und die Netzwerkbildung zu unterstützen“ so
die Abgeordnete Viola von Cramon. Man sei „absolut zufrieden“ mit der gestrigen Veranstal-
tung – ein Großteil der 80 Sitzplätze in der Gedenkstätte Mittelbau Dora waren besetzt wor-
den. In kurzen Vorträgen hatten Referenten aus Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen
und Sachsen über Rechtsextreme Strukturen in ihren jeweiligen Bundesländern informiert
und über ihre Erfahrungen in der Auseinandersetzungen mit der extremen Rechten berichtet.

Gestützt auf aktuelle Wissenschaftliche Studien, wie etwa die Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung „Krise in der Mitte“ oder die Studie „Deutsche Zustände“ von Prof. Wilhelm
Heitmeyer, referierte Sebastian Stiegel vom „miteinander e.V.“ aus Sachsen-Anhalt aber
zunächst einmal über rechtsextremes Gedankengut allgemein. Rassismus und Menschen-
feindlichkeit, so könnte man das Ergebnis der Studien zusammenfassen, finden sich bei weit-
em nicht nur am politischen Rand der Gesellschaft, sondern sind inzwischen in der Mitte der
Gesellschaft angekommen. So sprachen sich in einer Befragung, die im Rahmen der Studie
der Friedrich-Ebert-Stiftung durchgeführt wurde, 76% der Befragten (Ost-)deutschen dafür
aus, die Religionsausübung für Muslime einzuschränken. Und auch im Westen der Republik
sind die Zustimmungsraten nicht bedeutend niedriger. Zwischen 13 und 15% der Deutschen
würden sich wieder einen autoritär geführten Staat mit einem Führer an der Spitze wünschen,
oder wollen sich in dieser Frage zumindest nicht eindeutig festlegen. „Man muss dazu
anmerken das die Ergebnisse dieser Studie noch vor der von Thilo Sarrazin befeuerten Inte-
grationsdebatte veröffentlicht wurden“ bemerkte Monika Lazar, „ wären die Befragungen
während dieser Debatte durchgeführt worden, so wäre wohl mit noch höheren Zustim-
mungsraten zu rechnen gewesen.“
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Monika Lazar ist Sprecherin für Strategien gegen Rechtsextremismus der Grünen Bun-
destagsfraktion. Sie referierte über die neuen Programme zur Extremismusbekämpfung, bzw.
„Programme zur Bekämpfung Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“. Da die Veranstal-
tung politischer Natur war, sparte man auch nicht mit Kritik an der schwarz-gelben Bun-
desregierung. Demokratieförderprogramme wie die lokalen Aktionspläne und das „Vielfalt
tut gut“- Programm, die sich ursprünglich nur gegen Rechtsextreme Tendenzen richteten und
von der damaligen rot-grünen Bundesregierung ins Leben gerufen wurden, würden nun von
schwarz-gelb verwässert. „Gestützt auf die pseudo-wissenschaftliche Extremismustheorie,
verortet die jetzige Bundesregierung extremistische Tendenzen lediglich am Rande der Gesel-
lschaft und verkennt die Verankerung gerader Rechtsextremen Gedankenguts in der Mitte der
Gesellschaft.“ so die Abgeordnete. Die neuen Programme, „Toleranz fördern –Kompetenz
stärken“ des Familienministeriums und „Zusammenhalt durch Teilhabe“ des Innenministeri-
ums, richten sich nicht mehr ausschließlich gegen Rechtsextreme Strukturen, sondern sollen
auch Linksextremismus oder islamisch geprägten religiösen Fundamentalismus bekämpfen.

Im Zuge dieser Neuausrichtung müssen Vereine, Initiativen und auch Kommunen die Mittel
aus den Förderprogrammen beziehen wollen, eine so genannte „Extremismusklausel“ un-
terzeichnen. Der Passus verlangt von den Antragsstellern sich zur freiheitlich-demokratischen
Grundordnung zu bekennen und sie sollen so bestätigen, dass sie auf dem Boden der Ver-
fassung stehen. Dagegen ist grundsätzlich erst einmal nichts einzuwenden. Problematisch
wird es, wenn die Antragsteller „im Rahmen ihrer Möglichkeiten“ auch dafür Sorge zu tragen
haben, dass sämtliche Kooperationspartner das ebenfalls tun. Hierzu solle man zum Beispiel
den jährlichen Verfassungsschutzbericht zu Rate ziehen. Man wolle so verhindern das link-
sextreme Gruppierungen, die sich im Kampf gegen Rechts engagieren, Gelder aus Bun-
desmitteln erhielten. Seit bekannt werden der Klausel hagelt es Kritik. Die Betroffenen
monieren das man Aktivitäten gegen Rechts unter Generalverdacht stelle, das der Paragraph
schwammig formuliert sei, das es keine Klarheit und keine Rechtssicherheit in Bezug auf die
Umsetzung gäbe, das der „Schnüffelparagraph“ Misstrauen säe und somit die angestrebte
Netzwerkbildung behindere und einen erheblichen bürokratischen Mehraufwand bedeute, den
gerade kleinere Vereine kaum leisten könnten.

Auch in Nordhausen steht die Unterzeichnung der Klausel an, wenn die Stadt Projekte zur
Demokratieförderung im Rahmen von „Toleranz fördern, Kompetenz stärken“ unterstützen
will, wie sie das bisher durch das „Vielfalt tut gut “- Programm getan hat, das Ende letzten
Jahres auslief. Aber gerade bei Kommunen ist die Rechtslage unsicher. Wie zum Beispiel soll
sich eine Gemeinde verhalten wenn auch die Rechtsextreme NPD im Stadtrat vertreten, und
somit Teil der Kommune ist? Auf Anfragen bezüglich der Neuausrichtung, etwa an Minis-
terin Schröder, hätte Frau Lazar laut eigenem Bekunden zum Teil verwunderliche Antworten
erhalten und zeigte sich „bestürzt über das Niveau der Diskussion“ im Bundestag.

„Demokratie ist nicht der Normalfall und muss von jeder Generation neu entdeckt und erlernt
werden“ schloss die Abgeordnete. Nachdem die drei Initiatorinnen eine gemeinsame Erk-
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lärung verlasen, in der sie noch einmal ihren Standpunkt verdeutlichten, erinnerten sie auch
daran das am 19. Februar Europas größter Naziaufmarsch in Dresden stattfinden wird, und
riefen dazu auf sich dem braunen Mob entgegen zu stellen und sich für Demokratie und
Vielfalt zu engagieren. Im letzen Jahr konnte der Aufmarsch der extremen Rechten, der tradi-
tionell eigentlich am 13. Februar, dem Jahrestag der Bombardierung Dresdens, stattfindet,
zum ersten Mal erfolgreich blockiert werden. Auch dieses Jahr hoffen Bürgerbündnisse und
Parteien auf einen ähnlichen Erfolg.

Da man die Gedenkstätte Mittelbau Dora als Veranstaltungsort gewählt hatte, lag es nahe die
Betrachtungen über die Gegenwart mit einem Blick auf die Vergangenheit zu verknüpfen.
Bevor aber ein Großteil der anwesenden an einer Führung durch das ehemalige Konzentra-
tionslager, die Stollen und die Dauerausstellung teilnahmen, hatte Gisela Hartmann von den
Nordhäuser Grünen noch ein dringendes anliegen. Im Gedenken an Dorothea August, die
Vorsitzende des Vereins „Jugend für Dora“, die vor knapp zwei Wochen einer kurzen aber
heftigen Erkrankung erlag, legte man einen Blumenkranz am Mahnmal vor dem ehemaligen
Krematorium nieder, um die Arbeit und das Engagement von Frau August zu würdigen.
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